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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

7 — 80603 — 2381/60 


Bonn, den 23. März 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Verein- 
barung vom 4. Dezember 1957 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg über den Austausch von Gast- 
arbeitnehmern 


nebst Begründung und Abdruck der Vereinbarung mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 216. Sitzung am 18. März 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Vereinbarung vom 4. Dezember 1957 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
über den Austausch von Gastarbeitnehmern 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Der in Luxemburg am 4. Dezember 1957 abge- 
schlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
des Großherzogtums Luxemburg über den Austausch 
von Gastarbeitnehmern wird zugestimmt. Die Ver- 
einbarung wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1958 in Kraft. 

(2) Die Vereinbarung ist am 1. Januar 1958 in 
Kraft getreten. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die deutsch-luxemburgische Vereinbarung über den 
Austausch von Gastarbeitnehmern soll der Förde- 
rung der beruflichen und sprachlichen Kenntnisse 
junger Arbeitnehmer aus den Vertragsstaaten die- 
nen und ihr Verständnis für die Arbeits- und 
Lebensgewohnheiten des Gastlandes durch einen 
Arbeitsaufenthalt in dem anderen Vertragsland 
wecken. Zu diesem Zweck soll den Staatsangehöri- 
gen der beiden Länder die Möglichkeit gegeben 
werden, unabhängig von der Lage des Arbeitsmark- 
tes, die in der Regel für die Zulassung ausländischer 
Arbeitnehmer bestimmend ist, in dem Partnerland 
eine Beschäftigung auszuüben. 

Der Inhalt der deutsch-luxemburgischen Verein- 
barung entspricht im wesentlichen den mit anderen 
europäischen Staaten getroffenen Abmachungen 
über den Austausch von Gastarbeitnehmern. Da es 
sich im vorliegenden Falle um die erste Vereinba- 
rung dieser Art mit Luxemburg handelt, ist die Zahl 


der Gastarbeitnehmer, die von den beiden Ländern 
jährlich zugelassen werden können, zunächst auf 
je 50 festgesetzt worden. Es ist jedoch vorgesehen, 
daß eine Änderung der Zulassungsquote durch 
einen Notenwechsel zwischen den Regierungen ver- 
einbart werden kann. 


Zu Artikel 2 

Die Vereinbarung soll auch auf das Land Berlin 
erstreckt werden. Die Berlin-Klausel entspricht der 
üblichen Fassung. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes. Sie entspricht dem Artikel 82 
Absatz 2 GG. 

Bund, Ländern oder Gemeinden entstehen aus der 
Ausführung des Gesetzes keine Kosten. 
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Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
über den Austausch von Gastarbeitnehmern 

Accord 

entre ie Gouvernement de la Republique föderale d'Allemagne 
et le Gouvernement du Grand-Duche de Luxembourg 
relatif ä l'echange de stagiaires 


Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Luxemburg 
553 — 1 4/185/57 

Luxemburg, den 4. Dezember 1957 


Herr Staatsminister! 


Ich beehre mich, Euerer Exzellenz zur Kenntnis zu 
bringen, daß die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, von dem Wunsch geleitet, die Zusammenarbeit der 
beiden Länder auf sozialem Gebiet zu erweitern, und in 
der Erwägung, daß es vorteilhaft ist, den Austausch von 
Gastarbeitnehmern zwischen den beiden Ländern zu för- 
dern, bereit ist, unter dem Vorbehalt der Gegenseitig- 
keit die nachstehenden Bestimmungen zur Regelung die- 
ses Austausches anzuwenden: 


Artikel 1 

(1) Diese Vereinbarung findet Anwendung auf deutsche 
und auf luxemburgische Staatsangehörige, die für be- 
grenzte Zeit in dem anderen Lande ein Arbeitsverhältnis 
als Gastarbeitnehmer eingehen, um sich beruflich und 
sprachlich fortzubilden. 

(2) Als Gastarbeitnehmer können Hand- und Geistes- 
arbeiter männlichen oder weiblichen Geschlechts be- 
schäftigt werden. Sie sollen grundsätzlich über eine abge- 
schlossene Berufsausbildung verfügen und in der Regel 
das 18. Lebensjahr vollendet und das 30. Lebensjahr nicht 
überschritten haben. 

Artikel 2 

(1) Den Gastarbeitnehmern wird die Bewilligung zum 
Stellenantritt (Zulassung) im Rahmen des in Artikel 5 
Abs. 1 vereinbarten Kontingents ohne Rücksicht auf die 
allgemeine Beschäftigungslage und auf die besondere 
Beschäftigungslage des jeweiligen Berufes erteilt. 

(2) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer auf Grund die- 
ser Vereinbarung ersetzt die nach den bestehenden Vor- 
schriften für die Beschäftigung von Ausländern erforder- 
liche Beschäftigungsgenehmigung und Arbeitserlaubnis. 
Die in den beiden Ländern geltenden Gesetze und Vor- 
schriften über die Einreise, den Aufenthalt und die Aus- 
reise von Ausländern bleiben unberührt. 


Ministere 

des Affaires Etrangeres 

T. 4.589 


Luxembourg, le 4 decembre 1957 


Monsieur l’Ambassadeur, 

J'ai lhonneur d'accuser reception de la lettre 
N° 553-14/185/57 de Votre Excellence en date de ce jour, 
relative ä l'echange de stagiaires, dont la teneur est la 
suivante: 

«J'ai l'honneur de porter a la connaissance de Votre 
Excellence que le Gouvernement de la Republique 
föderale d'Allemagne, desireux d’approfondir la colla- 
boration des deux pays dans le domaine social et con- 
siderant qu’il y a interet ä encourager l’echange de 
stagiaires entre les deux pays, est pret ä appliquer, sous 
condition de reciprocite, les dispositions suivantes en 
vue de regier cet echange: 


Ar t i c 1 e 1 er 

(1) Le present arrangement s'applique aux ressortis- 
sants allemands et luxembourgeois qui prennent un 
emploi dans l'autre pays pour unc periode determinee 
en qualite de stagiaires afin de perfectionner leurs con- 
naissanccs professionnelles et linguistiques. 

(2) Des travailleurs manuels et intellectuels de sexe 
masculin ou feminin peuvent etre employes comme 
stagiaires. En principe, ils doivent avoir termine leur 
formation professionnelle, etre äges de 18 ans accomplis 
et ne pas avoir depasse Läge de 30 ans. 


A r t i c 1 e 2 

(1) Les stagiaires sont autorises ä occuper un emploi 
dans le cadre du contingent convenu ä l’alinea 1 de 
l'article5, quelle que soit la Situation de l'emploi en 
general et la Situation de l'emploi dans la profession 
dont il s’agit. 

(2) L'admission comme stagiaire en vertu du present 
arrangement remplace les autorisations d'emploi et de 
travail requises par les dispositions en vigueur pour 
Lembauchage d’etrangers. II n'est pas porte atteinte aux 
lois et dispositions en vigueur dans les deux pays, con- 
cernant Lentree dans le territoire, le sejour et la sortie 
des etrangers. 
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Artikel 3 

(1) Die Dauer des Gastarbeitnehmerverhältnisses ist in 
der Regel auf ein Jahr beschränkt; sie kann ausnahms- 
weise um höchstens sechs Monate verlängert werden. 

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen nach Beendigung 
ihres Gastarbeitnehmerverhältnisses in dem Lande, in 
dem sie als Gastarbeitnehmer tätig waren, kein anderes 
Arbeitsverhältnis eingehen, es sei denn, daß die für die 
Beschäftigung von Ausländern erforderliche Genehmi- 
gung erteilt wird. 

Artikel 4 

(1) Den Gastarbeitnehmern ist von ihren Arbeitgebern 
ein Entgelt zu zahlen, das ihrer Arbeitsleistung entspricht 
und das es ihnen ermöglicht, für ihren Unterhalt aufzu- 
kommen. 

(2) Es muß gewährleistet sein, daß Gastarbeitnehmer, 
die einen Arbeitsplatz voll ausfüllen, die in dem Betrieb 
dafür übliche, mindestens jedoch die tarifliche Entlohnung 
erhalten. 

(3) Die Gastarbeitnehmer genießen hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen, des Arbeitsschutzes und des Rechts- 
schutzes auf dem Gebiete des Arbeitsrechts die gleiche 
Behandlung wie die Staatsangehörigen des Landes, in 
dem sie die Arbeit aufnehmen. 

(4) Auf die Gastarbeitnehmer finden die Vorschriften 
über die Soziale Sicherheit des Gastlandes sowie etwaige 
besondere Vereinbarungen auf diesem Gebiete zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum 
Luxemburg Anwendung. 

Artikel 5 

(1) Die Zahl der Gastarbeitnehmer, die in jedem der 
beiden Länder zugelassen werden können, soll im Kalen- 
derjahr fünfzig nicht überschreiten. Darüber hinaus- 
gehende Bewerbungen können unter den in Artikel 1 
bis 4 genannten Bedingungen berücksichtigt werden, so- 
fern es die Lage des Arbeitsmarktes gestattet. 

(2) Die Anrechnung der Zulassung eines Gastarbeit- 
nehmers auf das Kontingent ist unabhängig davon, zu 
welchem Zeitpunkt der Gastarbeitnehmer von der Zulas- 
sung Gebrauch macht und für welche Dauer die Zulas- 
sung erteilt wird. Die Gastarbeitnehmer, die am Jahres- 
anfang bereits im Gebiet des anderen Landes zugelassen 
waren, werden auf das Kontingent des laufenden Jahres 
nicht angerechnet. Eine Verlängerung der Dauer des 
Gastarbeitnehmerverhältnisses gemäß Artikel 3 Abs. 1 
oder ein Wechsel der Gastarbeitnehmerstelle gelten nicht 
als auf das Kontingent anzurechnende Zulassungen. 

(3) Wird das vereinbarte Kontingent im Laufe eines 
Jahres durch die Zulassung von Gastarbeitnehmern eines 
der beiden Länder nicht erreicht, so darf weder der nicht 
in Anspruch genommene Rest des Kontingents auf das 
folgende Jahr übertragen noch die Zahl der Zulassungen 
von Gastarbeitnehmem des anderen Landes entspre- 
chend herabgesetzt werden. 

(4) Eine Änderung des Kontingents kann bis spätestens 
einen Monat vor Ablauf des Jahres für das folgende Jahr 
durch Notenaustausch vereinbart werden. 

Artikel 6 

(1) Personen, die als Gastarbeitnehmer zugelassen 
werden wollen, müssen dies bei der mit der Durch- 
führung der Vereinbarung beauftragten Behörde ihres 
Landes beantragen. In ihrem Antrag sind alle zur Prü- 
fung des Antrages für die Vermittlung einer Gastarbeit- 
nehmerstelle und für die Zulassung erforderlichen An- 
gaben auf dem hierfür vorgeschriebenen Vordruck zu 
machen. 


Article 3 

(1) La duree du stage est limitee, en regle generale, ä 
une annee,- eile peut exceptionnellement etre prolongee 
de six mois au plus. 

(2) Apres la fin de leur stage, les stagiaires ne peuvent 
prendre un autre emploi dans le pays oü ils etaient oc- 
cupes comme stagiaires, ä moins que l'autorisation re- 
quise pour Lempoi des etrangers ne soit accordee. 


Article 4 

(1) Les stagiaires recevront de leurs employeurs une 
remuneration correspondant ä la valeur de leur service 
et leur permettant d’assurer leur subsistance. 

(2) II devra etre garanti que les stagiaires fournissant 
un plein rendement recevront la remuneration en usage 
dans l'entreprise ou, tout au moins, la remuneration fixee 
par les conventions collectives de travail. 

(3) Les stagiaires jouissent de l'egalite de traitement 
avec les ressortissants du pays du lieu de travail en ce 
qui concerne les conditions de travail, la protection du 
travail et la sauvegarde des droits des travailleurs. 

(4) Sont applicables aux stagiaires les dispositions sur 
la Securite sociale du pays du lieu de travail ainsi que 
tout arrangement special conclu dans ce domaine entre 
le Grand-Duche de Luxembourg et la Republique föderale 
d'Allemagne. 

Article 5 

(1) Le nombre de stagiaires pouvant etre admis dans 
chacun des deux pays ne doit pas depasser 50 par annee 
civile. Les demandes depassant ce contingent peuvent 
etre prises en consideration dans les conditions visees 
aux articles 1 ä 4 dans la mesure oü la Situation sur le 
marche du travail le permet. 

(2) L'imputation de Ladmission dun stagiaire sur le 
contingent est independante de la date ä laquelle le 
stagiaire fait usage de cette admission et de la duree 
pour laquelle eile est accordee. Les stagiaires dejä admis 
sur le territoire de l'autre pays au debut de Lannee ne 
sont pas imputes sur le contingent de Lannee courante. 
Toute Prolongation de la duree du stage conformement 
a l'alinea 1 de larticle3 ou tout changement de l'emploi 
de stagiaire ne sont pas consideres comme admissions 
imputables sur le contingent. 

(3) Si, au cours d'une annee, le contingent convenu 
n’est pas atteint par Ladmission de stagiaires de Lun des 
deux pays, le reliquat non utilise de ce contingent ne peut 
etre reporte sur Lannee suivante, ni le nombre d'admis- 
sions de stagiaires de l'autre pays reduit en consequence. 


(4) Toute modification du contingent peut etre con- 
venue pour Lannee suivante par un echange de notes 
qui doit intervenir au plus tard un mois avant l'expira- 
tion de Lannee en cours. 

Article 6 

(1) Les personnes qui desirent etre admises comme 
stagiaires en feront la demande ä l'autorite de leur pays 
chargee de Lexecution du present arrangement. La de- 
mande, redigee sur un formulaire prescrit ä cet effet, 
doit contenir toutes les indications necessaires ä l’exa- 
men de la demande de placement et d'admission ä titre 
de stagiaire. 
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(2) Die genannte Behörde hat zu prüfen, ob nach den 
Voraussetzungen dieser Vereinbarung der Antrag der 
entsprechenden Behörde des anderen Landes zu über- 
mitteln ist. Die zuständige Behörde des anderen Landes 
entscheidet über die Zulassung im Rahmen des jährlichen 
Kontingents. 

(3) Die für die Durchführung der Vereinbarung zustän- 
digen Behörden sind in der Bundesrepublik Deutschland 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, Zentralstelle für Arbeitsvermittlung 
und Vermittlungsausgleich, Frankfurt (Main), Eschers- 
heimer Landstraße Nr. 1 — 7, und im Großherzogtum 
Luxemburg das „Office National du Travail" in Luxem- 
burg. 


Artikel 7 

(1) Die zuständigen Behörden werden um eine be- 
schleunigte Bearbeitung der Anträge von Gastarbeit- 
nehmern um Zulassung zum Stellenantritt bemüht sein 
Sobald die zuständige Behörde eines der beiden Ländei 
den Stellenantritt eines Gastarbeitnehmers genehmigt 
hat, wird sie den Zulassungsbescheid der zuständigen 
Behörde des anderen Landes übersenden. 

(2) Die zuständigen Behörden beider Länder werden 
die Bewerber bei der Suche nach einer Gastarbeitnehmer- 
stelle in ihrem Lande durch geeignete Maßnahmen und 
nötigenfalls unter Mitwirkung der eigens damit beauf- 
tragten Stellen und der in Betracht kommenden Organi- 
sationen unterstützen. Dies gilt auch dann, wenn die Be- 
schäftigung bei einem Arbeitgeber ohne Verschulden des 
Gastarbeitnehmers nicht bis zum Ablauf der vorgesehe- 
nen Dauer fortgesetzt werden kann. 


Artikel 8 

(1) Das Zulassungsverfahren im Sinne dieser Verein- 
barung ist von den Stempelkosten, Gebühren und Ab- 
gaben befreit. 

(2) Die Vermittlung der Bewerber in Gastarbeitnehmer- 
stellen erfolgt kostenlos; es ist Sache der Gastarbeit- 
nehmer, die Kosten für die An- und Rückreise aufzu- 
bringen. 


Artikel 9 

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Großherzogtums Luxem- 
burg innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten der 
Vereinbarung eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 10 

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit ge- 
troffen und tritt am 1. Januar 1958 in Kraft. 

(2) Die Vereinbarung kann jeweils zum 31. Dezember, 
und zwar sechs Monate vor Ablauf eines jeden Jahres, 
gekündigt werden. 

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf Grund die- 
ser Vereinbarung ausgesprochenen Zulassungen für die 
Zeitdauer, für die sie erteilt wurden, gültig. 


(2) L'autorite susmentionnee doit examiner s'il y a 
lieu, conformement aux conditions visees au present 
arrangement, de transmettre la demande ä l'autorite cor- 
respondante de l’autre pays. L'autorite competente de 
l'autre pays döcide de l'admission dans le cadre du con- 
tingent annuel. 

(3) Les autorites competentes pour l’execution du pre- 
sent arrangement sont, dans la Republique föderale 
d’AUemagne, la « Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, Zentralstelle für Arbeits- 
vermittlung und Vermittlungsausgleich», Francfort/Main, 
Eschersheimer Landstrasse 1 — 7 et, dans le Grand-Duche 
de Luxembourg, l'Office National du Travail ä Luxem- 
bourg. 


Article 7 

(1) Les autorites competentes s'efforceront de donner 
rapidement suite aux demandes d'admission de stagiaires. 
Des que l’autorite competente de l'un des deux pays aura 
accorde l'autorisation de stage, eile en informera l'auto- 
rite competente de l'autre pays. 


(2) Les autorites competentes des deux pays aideront 
les candidats-stagiaires ä trouver un emploi de stagiaire 
dans le pays en question par des mesures appropriees et, 
si besoin est, avec le concours des Services specialement 
designes ä cet effet et des organisations interessees. 
Cette disposition s'applique meme au cas oü le stage 
aupres d’un employeur ne pourrait etre poursuivi jusqu'ä 
expiration de la duree prevue, sans qu'il y ait faute du 
stagiaire. 


Article 8 

(1) La procedure d'admission aux termes du present 
arrangement est exempte de tous frais de timbres, droits 
et taxes. 

(2) Le placement des candidats aux emplois de stage 
s'effectuera sans frais; il appartient aux stagiaires d'as- 
sumer les frais de voyage aller et retour. 


Article 9 

Le present arrangement est applicable ä Berlin-Ouest 
sauf declaration contraire communiquee par le Gouverne- 
ment de la Republique föderale d’Allemagne au Gou- 
vernement du Grand-Duche de Luxembourg dans les 
trois mois qui suivent l’entree en vigueur de l’arrange- 
ment. 


Article 10 

(1) Le present arrangement est conclu pour une duree 
illimitee et entrera en vigueur le 1 er janvier 1958. 

(2) L'arrangement pourra etre denonce six mois avant 
la fin de chaque annee pour le 31 decembre. 

(3) En cas de denonciation, les autorisations accordees 
en vertu du present arrangement resteront valables pour 
la duree pour laquelle elles auront ete accordees. 
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Sofern das Vorstehende die Billigung der Großherzog- 
lich Luxemburgischen Regierung findet, habe ich die Ehre, 
Euerer Exzellenz den Vorschlag zu unterbreiten, daß 
durch die vorliegende Note und Ihre Antwortnote diese 
Vereinbarung als zustande gekommen angesehen wer- 
den soll. 


Genehmigen Sie, Exzellenz, die erneute Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Karl Graf von Spreti 


Seiner Exzellenz 

Herrn Staatsminister Joseph Bech 

Präsident der Regierung 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Luxemburg 


Dans le cas oü les dispositions qui precedent sont ac- 
ceptees par le Gouvernement luxembourgeois, j’ai l'hon- 
neur de proposer a Votre Excellence que par la presente 
note et la reponse de Votre Excellence cet arrangement 
soit considere comme conclu. » 

J’ai l'honneur de porter ä la connaissance de Votre 
Excellence que le Gouvernement luxembourgeois accepte 
la proposition du Gouvernement de la Republique föde- 
rale d'Allemagne et marque son accord au sujet de l’ar- 
rangement qui precede. 

Je saisis cette occasion, Monsieur l’Ambassadeur, pour 
renouveler a Votre Excellence les assurances de ma 
tres haute consideration. 

Le Ministre des Affaires Etrangeres a. i. 

Frieden 


Son Excellence 
le Comte Karl von Spreti 
Ambassadeur de la Republique 
federale d'Allemagne 
Luxembourg 
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